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Ergänzungsblätter zum Buch

Burgenländisches Naturschutz- und
Landschaftspflegegesetz

2. Auflage

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen:
LGBl. Nr. 74/2019 (Art. 3 Sammelgesetz EU-Verordnungen); XXI. Gp. RV

1988 AB 2018)
LGBl. Nr. 89/2019 (Art. 1 Burgenländisches Aarhus-Beteiligungsgesetz; XXI.

Gp. RV 2010 AB 2081)
LGBl. Nr. 70/2020 (XXII. Gp. RV 177 AB 248)

§ 4 Abs. 1 hat zu lauten:

(1) Zur Erfassung sämtlicher Landesteile, die für den Natur- und Land-
schaftsschutz von besonderem Interesse sind, hat die Landesregierung eine
Naturraumerhebung durchzuführen. Diese hat den jeweiligen natürlichen
Zustand eines bestimmten Landschaftsteiles, die entsprechend diesem Ge-
setz vorgesehenen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie
die zur Erreichung der Ziele erforderlichen, auf Grund wissenschaftlicher
Forschungen und Untersuchungen begründeten Maßnahmen zu enthalten.
Flächen im Sinne der §§ 7, 21, 22a, 22b, 23, 24 und 27 Abs. 1 lit. b sowie Na-
turhöhlen (§ 35) sind gesondert auszuweisen.

§ 5 Abs. 1 hat zu lauten:

(1) Die Vorhaben gemäß Abs. 2 bedürfen auf Flächen, die im rechtswirk-
samen Flächenwidmungsplan der Gemeinde

1. als Grünfläche ausgewiesen oder gemäß § 32 Abs. 3 Burgenländisches
Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, kenntlich gemacht sind
oder

2. als Baugebiet für Erholungs- oder Tourismuseinrichtungen ausgewie-
sen sind und sich im Bereich des Neusiedlersees einschließlich des
Schilfgürtels und des Seevorgeländes gemäß Anlage 2 befinden,

einer Bewilligung.

§ 5 Abs. 3 Z 11 hat zu lauten:
11. Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen, die bei Gebäuden der

Gebäudeklassen 1, 2 und 3 parallel zu Dach- oder Wandflächen auf
diesen aufliegen oder in diese eingefügt sind, mit Ausnahme von An-
lagen auf Flächen, die im Flächenwidmungsplan der Gemeinde als
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Grünfläche-Kellerzone, Grünfläche-Sonderzone, Grünfläche-Weinpro-
duktionszone oder Grünfläche-Freihaltezone ausgewiesen sind.

§ 6 Abs. 2 lit. c hat zu lauten:
c) sonst eine wesentliche Störung für das Beziehungs- und Wirkungsge-

füge der heimischen Tier- und Pflanzenwelt untereinander und zu ihrer
Umwelt in der Biosphäre oder in Teilen davon zu erwarten ist. Eine sol-
che wesentliche Störung ist bei Vorhaben gemäß § 5 Abs. 2 Z 1 lit. c
und d dann zu erwarten, wenn die Verfüllung solcher Anlagen ein-
schließlich der Endgestaltung der Abbaustätten mit anderen Materia-
lien als Aushubmaterial (§ 3 Z 5 Deponieverordnung 2008, BGBl. II Nr.
39/2008, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 291/2016), Bau-
restmassen (§ 3 Z 6 Deponieverordnung 2008, BGBl. II Nr. 39/2008, in
der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 291/2016, ausgenommen As-
bestabfälle gemäß § 10 Deponieverordnung 2008, BGBl. II Nr. 39/2008,
in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 291/2016) oder Bodenaus-
hubmaterial (§ 3 Z 9 Deponieverordnung 2008, BGBl. II Nr. 39/2008, in
der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 291/2016) erfolgt.

§ 6 Abs. 3 lit. a  hat zu lauten:

a) eine Bebauung außerhalb der geschlossenen Ortschaft vorgenommen
werden soll, für die keine Notwendigkeit nach den Voraussetzungen
des § 45 Abs. 4 und 5 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019,
LGBl. Nr. 49/2019, nachgewiesen werden kann (Zersiedelung) oder Ein-
friedungen und Abgrenzungen aller Art gemäß § 5 Abs. 2 Z 1 lit. b er-
richtet werden sollen, für die keine sachlich oder funktionell begründe-
te Notwendigkeit im Zusammenhang mit der widmungsgemäßen Nut-
zung der Fläche gegeben ist,

§ 11 Z 2  hat zu lauten:

2. außerhalb eines gewerblichen Betriebsgebietes oder außerhalb von
Vor- und Hausgärten, die im Zusammenhang mit verstreut liegenden
Wohnbauten, die im Sinne des Burgenländischen Raumplanungsge-
setzes 2019, LGBl. Nr. 49/2019, als Bauland ausgewiesen sind, stehen,

§ 15  hat zu lauten:

Zur Vorbereitung von Maßnahmen des Arten- und Lebensraumschutzes
hat die Landesregierung in für die jeweilige Organismengruppe geeigneten
Zeitabständen den wissenschaftlichen Stand der Erkenntnisse über die vom
Aussterben bedrohten und gefährdeten heimischen Pflanzen- und Tierarten
bekanntzugeben (Rote Liste Burgenland).
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§ 17 Abs. 2  hat zu lauten:
(2) Die Wiederansiedlung (Wiedereinbürgerung) einer autochthonen Art in

einem Gebiet, in dem sie ausgestorben ist, sowie die künstliche Aufstockung
eines Restbestandes einer autochthonen Art durch Aussetzen bedarf einer
Genehmigung der Landesregierung. Sofern eine Genehmigungspflicht nach
§ 95 Abs. 1 Z 14 in Verbindung mit § 95 Abs. 3 Burgenländisches Jagdgesetz
2017, LGBl. Nr. 24/2017, besteht, ist keine gesonderte Genehmigung erforder-
lich.

§ 22e Abs. 2 und Abs. 5  hat zu lauten:
(2) Die Behörde hat in einem Vorverfahren zu prüfen, ob es sich bei dem

Plan oder Projekt um ein Vorhaben des Abs. 1 handelt. Die Betreiberin oder
der Betreiber hat der Behörde sämtliche Unterlagen zur Verfügung zu stellen,
die zur Beurteilung des Sachverhaltes und der Frage, ob es sich um ein Vor-
haben gemäß Abs. 1 handelt, notwendig sind. Auf Antrag der Projektwerberin
oder des Projektwerbers oder der Burgenländischen Landesumweltanwalt-
schaft hat die Behörde mit Bescheid festzustellen, ob es sich bei dem Plan
oder dem Projekt um einen solchen bzw. ein solches gemäß Abs. 1 handelt.
Diese Feststellung kann auch von Amts wegen erfolgen.

(5) Sind Flächenwidmungspläne Prüfungsgegenstand, hat die Behörde die
Prüfung und Entscheidung im Sinne der Abs. 3 bis 5 im Rahmen des Verfah-
rens gemäß § 42 Abs. 8 und 9 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019,
LGBl. Nr. 49/2019,durchzuführen.

§ 24 Abs. 2  hat zu lauten:
(2) In Verordnungen nach Abs. 1 sind jene Maßnahmen einer Bewilli-

gungspflicht durch die Behörde zu unterwerfen, von denen eine Gefährdung
der mit der Unterschutzstellung verfolgten Ziele ausgehen kann. Eine Bewilli-
gung ist zu erteilen, wenn eine Beeinträchtigung der mit der Unterschutzstel-
lung verfolgten Ziele nicht zu erwarten ist. § 6 Abs. 1 lit. b und c findet eben-
falls Anwendung, § 6 Abs. 5 und 6 gilt sinngemäß.

§ 25 Abs. 3 lit. c  hat zu lauten:

c) bis 31. Dezember 1993 nachweislich als Schottergrube oder Steinbruch
genützt worden sind und die von der Gemeinde nach Ausweisung als
Naturpark bei Nichtbestehen einer entsprechenden Widmung als Grün-
fläche - Schottergrube oder Grünfläche - Steinbruch gewidmet werden.
Ein Beschluss des Gemeinderates gemäß § 42 Burgenländisches
Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, ist nur zulässig, wenn
durch entsprechende Unterlagen der Nachweis über die seinerzeitige
Nutzung erbracht worden ist (Nutzung von aufgelassenen Anlagen);
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§ 36 Abs. 1 und Abs. 3  haben zu lauten:
(1) Jede Maßnahme, die zur Beeinträchtigung oder Zerstörung einer Na-

turhöhle geeignet ist, bedarf unbeschadet strengerer Vorschriften auf Grund
des § 39 vor ihrer Ausführung der Bewilligung der Behörde.

(3) Jeder, der Naturhöhlen oder Teile von solchen entdeckt, hat dies der
Behörde unverzüglich zu melden.

§ 37 Abs. 3  hat zu lauten:

(3) Werden Naturhöhlen im Zuge von Baumaßnahmen entdeckt, gilt eine
Bewilligung nach Abs. 1 als erteilt, wenn die Behörde nicht binnen vier Wo-
chen nach Einlagen des Antrages entscheidet.

§ 40 Abs. 1  hat zu lauten:
(1) Das Aufsammeln des Inhaltes von Naturhöhlen und das Graben nach

Einschlüssen in Naturhöhlen ist, unbeschadet strengerer Bestimmungen
nach § 39, nur mit Bewilligung der Behörde zulässig. Gegenstände, die dem
Denkmalschutz unterliegen, bleiben hievon unberührt.

§ 48 Abs. 7  hat zu lauten:
(7) Für das Verfahren findet, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-

stimmt ist, § 4 Abs. 7 bis 9 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019,
LGBl. Nr. 49/2019, sinngemäß Anwendung.

§§ 52a bis 52c wurden eingefügt:
§ 52a

Beteiligung von Umweltorganisationen
(1) Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7 Umweltverträglichkeits-

prüfungsgesetz 2000 - UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2018, anerkannt und für Burgenland zugelas-
sen sind, haben in Bewilligungsverfahren gemäß § 22e Abs. 1 und Feststel-
lungsverfahren gemäß § 22e Abs. 2 die Stellung eines Beteiligten im Sinne
des § 8 AVG, um einen möglichen Verstoß gegen die in Umsetzung der FFH-
Richtlinie und VS-Richtlinie getroffenen Bestimmungen dieses Gesetzes gel-
tend zu machen.

(2) Das Einlangen eines Antrags gemäß § 22e Abs. 1 und 2 ist von der
Behörde im elektronischen Informationssystem bekannt zu machen (Verfah-
renskundmachung). In der Verfahrenskundmachung sind Art, Lage, Umfang
und Verwendung des Vorhabens anzugeben und auf die in Abs. 3 und 4 sowie
§ 52b Abs. 1 Z 2 und Abs. 4 festgelegten Rechte hinzuweisen. Dies gilt auch
für Antragsänderungen.
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(3) Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens von der Behörde eingeholte
Sachverständigengutachten sind im elektronischen Informationssystem be-
reitzustellen.

(4) Umweltorganisationen können
1. ab Verfahrenskundmachung Akteneinsicht nehmen und
2. binnen vier Wochen ab Verfahrenskundmachung oder Bereitstellung

eines naturschutzfachlichen Sachverständigengutachtens eine schrift-
liche Stellungnahme zu dem Vorhaben oder den Sachverständigengut-
achten abgeben. Begründete Stellungnahmen sind bei der Entschei-
dung über Anträge gemäß Abs. 2 zu berücksichtigen.

§ 52b
Rechtsmittelbefugnis von Umweltorganisationen

(1) Umweltorganisationen im Sinne des § 52a Abs. 1 haben das Recht,
1. gegen Bescheide gemäß § 5, § 23 Abs. 7 und § 18 Abs. 1 (Ausnahmen

von den artenschutzrechtlichen Verboten), sofern jeweils geschützte
Tier- und Pflanzenarten betroffen sind, die in Anhang IV der FFH-
Richtlinie aufgelistet sind, oder es sich um wildlebende Vogelarten
gemäß Anhang 1 VS-Richtlinie handelt, und

2. gegen Bescheide gemäß § 22e Abs. 1 und 2
eine Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht zu erheben, um einen mög-
lichen Verstoß gegen die in Umsetzung der FFH-Richtlinie und VS-Richtlinie
getroffenen Bestimmungen dieses Gesetzes geltend zu machen.

(2) Die Bescheide im Sinne des Abs. 1 sind von der Behörde im elektroni-
schen Informationssystem bereitzustellen. Mit dem Ablauf von zwei Wochen
ab dem Tag der Bereitstellung gilt der Bescheid den berechtigten Umweltor-
ganisationen als zugestellt.

(3) Ab dem Tag der Bereitstellung eines Bescheides gemäß Abs. 1 Z 1 im
elektronischen Informationssystem ist einer Umweltorganisation im Sinne
des § 52a Abs. 1 für sechs Wochen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewäh-
ren. Auf das Recht zur Akteneinsicht ist im Zuge der Bereitstellung des Be-
scheides hinzuweisen.

(4) Werden in einer Beschwerde gegen Bescheide gemäß § 22e Abs. 1 und
2 Beschwerdegründe erstmalig vorgebracht, sind diese nur zulässig, wenn
darin begründet wird, warum sie nicht bereits im Feststellungs- oder Bewilli-
gungsverfahren geltend gemacht werden konnten und die beschwerdefüh-
rende Umweltorganisation glaubhaft macht, dass sie daran kein Verschulden
oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft. Wenn dies bei sämtlichen
Beschwerdegründen nicht glaubhaft gemacht werden kann, ist die Be-
schwerde als unzulässig zurückzuweisen, wenn jedoch nur teilweise Gründe
betroffen sind, ist die Beschwerde in diesen Punkten nicht zu behandeln.

§ 52c
Elektronisches Informationssystem
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(1) Die Landesregierung hat zur Bereitstellung der in §§ 52a und 52b vor-
gesehenen Benachrichtigungen, Schriftstücke und Bescheide ein elektroni-
sches Informationssystem einzurichten.

(2) Umweltorganisationen im Sinne des § 52a Abs. 1 ist Zugriff auf dieses
Informationssystem zu gewähren.

(3) Die in Abs. 1 genannten Unterlagen können frühestens sechs Wochen
nach der Bereitstellung aus dem elektronischen Informationssystem entfernt
werden.

§ 56 Abs. 1  hat zu lauten:
(1) Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, ist die Bezirks-

verwaltungsbehörde für die Besorgung der Angelegenheiten dieses Gesetzes
zuständig.

§ 56 Abs. 2 Z 5 wurde angefügt:

5. für Verfahren nach § 22e, ausgenommen für ein nach § 22e Abs. 2
durchzuführendes Vorverfahren.

§ 56 Abs. 4 hat zu lauten:
(4) Sofern für ein Vorhaben sowohl eine Bewilligung nach diesem Gesetz

als auch nach den Bestimmungen des Bgld. Starkstromwegegesetzes, LGBl.
Nr. 10/1971, oder des Burgenländischen Elektizitätswesengesetzes 2006 -
Bgld. ElWG 2006, LGBl. Nr. 59/2006, erforderlich ist, obliegt die Vollziehung
dieses Gesetzes der zuständigen Elektrizitätsbehörde. Die näheren Bestim-
mungen enthalten die elektrizitätsrechtlichen Gesetze.

§ 70 hat zu lauten:

Alle mit Agenden des Naturschutzes befaßten Personen (§ 4 Abs. 1, §§ 56,
60, 61) sind mit einem mit Lichtbild versehenen Ausweis auszustatten, aus
dem ihre Befugnisse hervorgehen.

§ 71 Abs. 1 hat zu lauten:

(1) Den mit den Aufgaben des Schutzes und der Pflege der Natur befaßten
behördlichen Personen (§ 4 Abs. 1, §§ 56, 60, 61) ist zum Zwecke amtlicher
Erhebungen in Vollziehung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Verordnungen ungehinderter Zutritt zu den in Betracht kom-
menden Grundstücken und Objekten, ausgenommen Wohnungen sowie
sonstige zum Hauswesen gehörige Räumlichkeiten, zu gewähren. Sie haben
dabei allenfalls bestehende Sicherheitsvorschriften für das betreffende
Grundstück oder die betreffende Anlage zu beachten.
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§ 72 Abs. 1 hat zu lauten:

(1) Alle mit Agenden des Naturschutzes befaßten Personen (§ 4 Abs. 1, §§
56, 60, 61) sind im Rahmen ihres Wirkungsbereiches verpflichtet, in geeigne-
ter Weise über rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Naturschutzes
zu informieren und zu beraten.

§ 78 Abs. 1 Z 6 wurde aufgehoben.

§ 80 Abs. 9 und Abs. 10 wurden angefügt:
(9) § 78 Abs. 1 Z 5 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2019 tritt mit

dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; gleichzeitig treten § 56 Abs. 4
und § 78 Abs. 1 Z 6 außer Kraft.

(10) Das Inhaltsverzeichnis, §§ 52a, 52b, 52c und 81 Abs. 21 und die Ände-
rung in der Anlage 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 89/2019 treten mit
dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

§ 81 Abs. 5 Einleitung, 10 und 11 haben zu lauten:

(5) In Landschaftsschutzgebieten (§ 23 und § 81 Abs. 2) sind auf Flächen,
auf denen gemäß § 5 eine Bewilligung oder gemäß § 5a eine Vorhabensfrei-
gabe erforderlich ist, und auf Verkehrsflächen gemäß § 39 Burgenländisches
Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, die innerhalb der freien Land-
schaft (§ 11) liegen, Bewilligungen und Vorhabensfreigaben unbeschadet des
§ 22e grundsätzlich nach Maßgabe des § 23 Abs. 7 zu erteilen. Folgende tief-
bauliche Änderungen einer bewilligten Verkehrsflächenanlage bedürfen in
Landschafts-schutzgebieten keiner Bewilligung oder Vorhabensfreigabe:

(10) Die auf Grund des Naturschutzgesetzes 1961 und der betreffenden
Verordnung bestellten und beeideten Naturschutzorgane sowie die bisher mit
Agenden des Naturschutzes beauftragten Personen (§§ 24, 25 Abs. 4, 26
Abs. 2) gelten als solche im Sinne des Gesetzes soferne die in diesem Gesetz
geforderten Voraussetzungen für eine Bestellung gegeben sind (§§ 60 und
62).

(11) Bei Sand- und Schottergruben liegt, wenn der Abbau auf die Dauer
eines konkreten Bedarfes, der im Zusammenhang mit den Bedürfnissen der
unmittelbaren Region steht, längstens aber auf drei Jahre befristet ist, ein
Widerspruch nach § 45 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl.
Nr. 49/2019, bei Fehlen einer Widmung für die Zwecke nicht vor, wenn die
betroffenen Grundstücke im Flächenwidmungsplan nicht als Grünfläche-
Erholung festgelegt sind. Sonstige naturschutzrechtliche Bewilligungen kön-
nen in begründeten Fällen unter der Bedingung erteilt werden, daß die für
eine Bewilligung erforderliche Widmung gemäß § 45 Abs. 1 Burgenländisches
Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, innerhalb von 2 Jahren im
Flächenwidmungsplan der Gemeinde ausgewiesen wird.
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Voraussetzung dafür ist eine grundsätzliche Absichtserklärung der Ge-
meinde und ein Gutachten der Landesregierung, daß gegen eine Umwidmung
keine fachlichen Bedenken geltend gemacht werden und eine Bewilligung
nach anderen landesgesetzlichen Vorschriften nicht erforderlich ist.

§ 81 Abs. 22 wurde angefügt:

(22) Umweltorganisationen im Sinne des § 52a Abs. 1 haben das Recht
gegen Bescheide, die zwischen 23. November 2017 und dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes in Rechtskraft erwachsen sind, gemäß § 52b
Abs. 1 Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben. Beschwer-
den gegen solche Bescheide haben keine aufschiebende Wirkung. § 52b
Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß.


